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Ausgabe 2026 
 
 

Wir freuen uns sehr, Ihnen wieder unsere all-

jährliche Hausmitteilung in der Ausgabe für das 

Jahr 2026 zur Verfügung stellen zu dürfen. Der 

Themenbereich Energie hat sich nunmehr um 

die Punkte der Wärmewende, bzw. der Wärme-

planung der Stadt Würzburg, erweitert, aber 

auch die Themen aus dem Gebäudeenergiege-

setz werden uns noch weitere Jahre begleiten. 

Auch hier freuen wir uns, Ihnen in dieser Aus-

gabe wieder weitere Informationen zukommen 

zu lassen. Unsere Info-Reihe „Wohnungseigen-

tumsrecht von A-Z“ setzen wir natürlich auch 

fort und Sie erhalten weiteres Wissen rund um 

die von uns verwalteten Immobilien und den 

Immobilienmarkt allgemein. Wir hoffen Ihnen 

wieder eine sehr informative Lektüre zur Verfü-

gung zu stellen. 

 

Über uns  

 

„Wer rastet, der rostet“ ist ein allbekannter 

Spruch, welcher sich gerade in der aktuellen 

und schnelllebigen Zeit immer wieder bewahr-

heitet. Themen wie die Digitalisierung werden 

bereits seit Jahren durchs Land getrieben, aber 

insbesondere in den letzten zwei Jahren wurde 

unsere Branche immer wieder vom nicht nur 

aufkommenden Trend, sondern der Revolution 

der KI mitgerissen. Auch wir beschäftigen uns 

seit geraumer Zeit mit unseren Systemen und 

Prozessen und freuen uns, dass wir mit unseren 

neuen Softwareentscheidungen die ersten 

Tests erfolgreich abschließen konnten und so-

mit in diversen Bereichen eine „Revolution“ 

miterleben dürfen. 

 

Im Laufe des Jahres 2025 haben wir neben 

neuer Softwareanwendungen auch Prozesse im 

Rahmen unserer Buchhaltung automatisiert 

und die Hemrich-App auf den Weg gebracht. 

Die ersten Wohnanlagen konnten wir bereits er-

folgreich umstellen und arbeiten mit diesen be-

reits vollständig digital. Sollten Sie diesbezüg-

lich von uns noch nicht informiert worden sein, 

ist Ihre Wohnanlage noch nicht an der Reihe 

und wir werden Sie in der nächsten Zeit über 

die Vorgehensweise selbstverständlich infor-

mieren. 

 

Da wir auf die Abwicklung und den Prozess im 

Hintergrund sehr viel Wert legen, sind wir viel-

leicht nicht so schnell, wie wir uns es wünschen 

würden, aber die Qualität hat in diesem Bereich 

für uns Vorrang. Hierfür bitten wir um Ver-

ständnis. 

 

Nachdem wir im Rahmen der Abrechnungsar-

beiten mit nicht mehr so vielen Neuerungen 

konfrontiert wurden, wie es in den letzten Jah-

ren der Fall war, freuen wir uns auf einen wie-

der runden Ablauf im Rahmen unserer Abrech-

nung und der Durchführung unserer Versamm-

lungen, um Ihnen die gewohnte Qualität bieten 

zu können.  

 

Leider zeichnet sich jedoch ab, dass insbeson-

dere auch bei Sanierungen der Anwesen mit 

sehr hohen Kosten zu rechnen und gerade auf-

grund der energetischen Auflagen der Sanie-

rungen hier im Rahmen von Fassaden-, Dach/– 

und Heizungssanierungen eine intensive Pla-

nung notwendig ist, um nicht nur den Sanie-

rungsablauf, sondern auch den finanziellen Be-

darf der Sanierung einzuplanen. Gerade auf-

grund dieses Hintergrundes empfehlen wir 

grundsätzlich ggf. die Anpassung der Zufüh-

rung zur Rücklage, falls in den entsprechenden 

Wohnanlagen Sanierungen in den kommenden 

Jahren anstehen. 

 

Änderungen bei der Neufestsetzung des 

Hausgeldes 

 

In der Vergangenheit bestand für die Eigentü-

mer die Möglichkeit, entweder das monatlich zu 

zahlende Hausgeld in gleicher Höhe zu belassen 

wie im vorherigen Wirtschaftsjahr oder eben 

gemäß dem Vorschlag der Hausverwaltung neu 

zu rechnen. Das Hausgeld wurde regelmäßig 

rückwirkend zum Beginn des laufenden Wirt-

schaftsjahres beschlossen. 
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Wie oben bereits mitgeteilt, erfolgt bei uns im 

Hause im Jahr 2026 eine Umstellung, was das 

Abrechnungsprogramm anbelangt. Da eigent-

lich das neue Hausgeld immer an die neu zu er-

wartenden Zahlungsverpflichtungen anzupas-

sen ist, sieht das neue Verwaltungsprogramm 

nicht mehr die Möglichkeit vor, das Hausgeld 

für das neue Wirtschaftsjahr gleichzulassen, 

sondern gemäß dem Vorschlag zum Wirt-

schaftsplan anzupassen.  

 

Auch ist es nicht mehr möglich, das Hausgeld 

rückwirkend zu Beginn des Kalenderjahres zu 

beschließen. Dies hat in der Vergangenheit 

auch immer wieder zu Fragen geführt, warum 

das Hausgeld nicht auch ab einem Zeitpunkt in 

der Zukunft neu beschlossen werden kann.  

 

Nunmehr werden wir es so handhaben, dass 

das Hausgeld gemäß dem Vorschlag in den Ein-

zelwirtschaftsplänen neu gerechnet werden 

muss, weil dann die Hausgeldzahlungen regel-

mäßig den neuen finanziellen Bedürfnissen an-

gepasst sind.  

 

Das neue Hausgeld wird dann ab dem über-

nächsten Monat nach dem Versammlungster-

min in neuer Höhe gültig sein. Eine rückwir-

kende Berechnung für das laufende Wirt-

schaftsjahr wird zukünftig nicht mehr erfolgen.  

 

Energiemarkt/Energieverträge 

 

Energie ist und bleibt weiterhin eines der wich-

tigsten Themen, mit denen wir uns im Rahmen 

der Verwaltung Ihrer Immobilien auseinander-

setzen müssen. Dies hat nicht nur den Grund, 

dass der Einkauf von Energie den größten Anteil 

der laufenden Bewirtschaftungskosten der Im-

mobilien einnimmt, sondern auch, dass im Rah-

men von Sanierungen eine energetische Sanie-

rung immer mehr an Bedeutung gewinnt. 

Wie wir Ihnen bereits mitgeteilt haben, haben 

wir einen neuen strategischen Partner für den 

Einkauf von Energie, die Firma Main Energie-

konzept aus Würzburg, welche uns beim Ein-

kauf und beim Verhandeln der Energieverträge 

tatkräftig unterstützt. Im Jahr 2025 haben wir 

bereits für das Jahr 2026 die Strom- und Gas-

verträge zusammen mit unserem Partner neu 

abgeschlossen und konnten für das Lieferjahr 

2026 die Stadtwerke Münster als Partner 

gewinnen, welcher uns im Bereich Allge-

meinstrom und Gas beliefern wird. 

 

Die Preisreduzierung im Vergleich zum Jahr 

2025 betragen ca. 10 % beim Gas und ca.  

18 % beim Strom. Beim Strom ist neben dem 

Allgemeinstrom auch der Heizstrom enthalten, 

welcher auch für uns immer mehr an Bedeu-

tung gewinnt, da auch wir in den von uns ver-

walteten Objekten die ersten Wärmepumpen in 

Betrieb haben. Bitte beachten Sie, dass die ver-

handelten Preise wie immer der reine Arbeits-

preis des Energieträgers ist und die Nebenkos-

ten, Umlagen, Netzentgelte und Steuern hier-

bei nicht berücksichtig sind. 

 

Wie sich diese Kosten auf den finalen Strom- 

und Gaspreis auswirken, ist zum Zeitpunkt der 

Erstellung der Hausmitteilung noch nicht ab-

sehbar, da uns noch nicht alle Nebenkosten fi-

nal vorliegen.  

 

Ein großes Augenmerk wird hier in den nächs-

ten Jahren vor allem die CO²-Umlage haben, da 

diese weiterhin steigen wird. Ab 2027 wird der 

sogenannte europäische Handel der Zertifikate 

stattfinden, bei denen noch nicht absehbar ist, 

in welchem Maße die CO²-Kosten steigen wer-

den. Hier sind die unterschiedlichsten Werte 

anhand von Berechnungen im Markt bekannt, 

die einzige Einigkeit, die bei den unterschiedli-

chen Berechnungen und Kalkulationen besteht, 

ist, dass es teurer wird. 

 

Auch konnten bereits die ersten Eigentümer 

und Bewohner der von uns verwalteten Wohn-

anlagen von den Konditionen profitieren, wel-

che über die Main Energiekonzept vertriebenen 

Verträge bestehen, die nunmehr über unsere 

Zusammenarbeit für alle Eigentümer und Be-

wohner erhältlich sind. Hierzu haben wir bereits 

im Jahr 2025 Aushänge in allen Wohnanlagen 

angebracht. Sollten Sie hier Rückfragen haben 

oder nochmals einen Flyer benötigen, melden 

Sie sich gerne. Wir werden Ihnen die Unterla-

gen zukommen lassen, damit auch Sie von den 

günstigen Konditionen profitieren können. 

 

Sehr stark eingeschlagen hat die Preisentwick-

lung der Fernwärme aus dem Jahr 2024, welche 

im Laufe des Jahres 2025 durch uns abgerech-

net wurde. Hier verhielt es sich so, dass die 

staatlichen Zuschüsse aufgrund der 
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Energiekrise ausgelaufen sind und gleichzeitig 

die Stadtwerke Würzburg AG die Fernwärme-

preise stark angehoben hat. Dadurch sind sehr 

hohe Nachzahlungen aufgelaufen, welche je-

doch laut mündlicher Aussage der Stadtwerke 

Würzburg ihren Peak erreicht haben und wieder 

reduziert werden sollten. Wir haben hierzu noch 

keine verbindliche Preisinformation zum Zeit-

punkt der Erstellung der Hausmitteilung erhal-

ten, hoffen aber, dass sich auch im Bereich der 

Fernwärme die Preise rückläufig werden. Nach 

wie vor sind wir jedoch im Bereich der Fern-

wärme an einen Monopolisten gebunden und 

haben daher keine Möglichkeit, die Verträge in 

der Art auszuhandeln, dass wir zu Zeitpunkten, 

in denen die Energie günstig am Markt verfüg-

bar ist, entsprechende Mengen für gewisse 

Jahre einkaufen können. Dies ist leider nur im 

Bereich Strom und Gas möglich. 

 

Als kleinen Ausblick können wir Ihnen bereits 

jetzt mitteilen, dass wir die Märkte intensiv be-

obachten und prüfen, zu welchem Zeitpunkt 

das Wirtschaftsjahr 2027 für den Einkauf sinn-

voll ist. Wir können nicht zu weit in die Zukunft 

einkaufen, da hier der Verbraucherschutz 

greift, aber versuchen alle Möglichkeiten aus-

zunutzen, um Ihnen weiterhin eine günstige 

Möglichkeit des Energieeinkaufs im Bereich 

Strom und Gas zu ermöglichen. Im Jahr 2025 

sind die Preise ähnlich gewesen, wie im Jahr 

2024, jedoch ergibt sich nun eine Steigerung 

aufgrund des Herbstes und des Winters, wie es 

ebenfalls in den letzten Jahren üblich war. Wir 

gehen davon aus, dass daher vor dem Frühjahr 

2026 kein interessanter Zeitpunkt mehr für den 

Einkauf von Strom und Gas sein wird. 

 

Auch die Nutzung der sogenannten variablen 

Stromtarife, welche seit Anfang 2025 von na-

hezu jedem Energielieferanten angeboten wer-

den, haben wir geprüft. Hier müssen wir Ihnen 

mitteilen, dass diese für den Einkauf für die von 

uns verwalteten Immobilien nicht sinnvoll ist. 

Hintergrund ist, dass zu Zeiten, zu denen viel 

Strom und Gas benötigt wird, diese aufgrund 

der Jahreszeiten an den Börsen sehr teuer ge-

handelt werden. Der geringere Verbrauch in 

den Sommermonaten (bei niedrigeren Börsen-

preisen) kompensiert nicht den höheren Ver-

brauch bei den hohen Börsenpreisen im Herbst 

und Winter, daher werden wir weiterhin Fix-

preise abschließen und somit auch für die 

Kalkulation des Wirtschaftsplanes mit kalkulier-

baren Preisen arbeiten. 

 

Zuletzt noch einen Blick auf die erneuerbaren 

Energien: hier ist die Entwicklung so, dass der 

Markt von erneuerbaren Energien im Bereich 

Strom „überflutet“ wird, dies zumindest im 

Sommer. Der weitere intensive Ausbau unter-

stützt aktuell nur noch das Frühjahr, sowie den 

Herbst, um hier den Anteil der erneuerbaren 

Energie zu optimieren. Leider wirkt sich dies auf 

die hohen Abschaltquoten aus, die im Sommer 

herrschen. Wir werden sicherlich in den nächs-

ten Jahren aufgrund der vielen Wärmepumpen 

und der steigenden Zahl an E-Fahrzeugen auf 

Deutschlands Straßen einen erhöhten Strom-

verbrauch haben, dieser zeichnet sich bereits 

ab, ist aber noch nicht so stark, wie aktuell der 

PV-Ausbau. Daher ist hier nur bedingt von 

Preisvorteilen im Sommer zu sprechen. Auf der 

anderen Seite entstehen sehr hohe Gebühren 

für den Leitungsausbau und die Netzsteuerung, 

was sich auf die Nebenkosten im Bereich Strom 

sehr stark auswirken wird. Auch hier werden 

wir natürlich die weitere Entwicklung beobach-

ten, um dies in unsere Einkaufsverhalten für die 

Energie einfließen zu lassen. 

 

Wie Sie sehen, ist der Energiemarkt im Ver-

gleich zu vor fünf bis zehn Jahren weitaus kom-

plexer geworden und bedarf einer viel intensi-

veren Beobachtung als dies in der Vergangen-

heit nötig war. Wir freuen uns jedoch, diese 

Herausforderung anzunehmen und mit unseren 

strategischen Partnern Ihnen eine für Sie vor-

teilhafte Leistung zu erbringen. 

 

Zur Wärmewende beachten Sie bitten den ge-

sonderten folgenden Punkt:  

 

Wärmeplanung/Wärmewende 

 

Im Rahmen der Mainfrankenmesse 2025 wurde 

am Stand der Stadtwerke Würzburg AG (WVV) 

die Wärmeplanung, bzw. die Vorgehensweise 

zur Wärmewende vorgestellt. Hierbei wurde 

von Seiten der Stadtwerke darauf hingewiesen, 

dass nicht das gesamte Stadtgebiet mit Fern-

wärme ausgestattet wird. Dies hat zum einen 

technische, aber auch wirtschaftliche Gründe. 

 

Auf den Internetseiten der Stadt Würzburg, so-

wie der WVV sind entsprechende Informationen 
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nun veröffentlicht, bei denen wir Ihnen gerne 

wie folgt die Links mitteilen möchten: 

 

Stadt Würzburg: 

https://www.wuerzburg.de/themen/umwelt-

klima/klimaundenergie/waermeplanung/fahr-

plan 

 

WVV: 

https://www.wvv.de/energie-b2c/waerme-

wende/ 

 

Die Planung bezieht sich nun auf einen Zeit-

raum bis einschließlich 2040. 2040 ist das Jahr, 

in dem die Stadt Würzburg klimaneutral sein 

möchte. Neben dem bestehenden Fernwärme-

netz wird es entsprechende Erweiterungen ge-

ben, was insbesondere auf der Seite der Stadt 

Würzburg gut zu erkennen ist. Der Beginn ist in 

der Zellerau, wo durch die Stadtwerke Würz-

burg AG eine Großwärmepumpe gebaut werden 

soll, welche ihre Energie aus dem Frischwasser 

zieht. Hierüber soll eine Unterstützung stattfin-

den, um das Heißwasser der Fernwärme auf 

Temperatur zu bringen.  

 

Stadtteile, welche nicht an das Fernwärmenetz 

angeschlossen werden, werden über Individu-

allösungen durch die Stadtwerke Würzburg 

ebenfalls mit Energie versorgt. Eine Individual-

lösung kann entweder der Einbau einer Wärme-

pumpe für ein Einfamilien- oder Mehrfamilien-

haus sein, aber auch kleine Nahwärmenetze. 

 

Ein Nahwärmenetz verhält sich so, dass eine 

zentrale Wärmepumpe oder ein entsprechen-

des Blockheizkraftwerk gebaut wird, welches 

sodann mehrere Gebäude in der Nachbarschaft 

oder einen Straßenzug mit Wärme beliefert. 

Der Bau, sowie die Betriebsführung und Ab-

rechnung kann sodann über die Stadtwerke 

Würzburg AG übernommen werden. Investor 

kann ebenfalls die Stadtwerke Würzburg AG 

sein oder gerne die entsprechenden Eigentü-

mer, deren Gebäude versorgt werden. Wie ge-

nau sich diese Konzepte darstellen, welche 

Laufzeiten die Verträge haben, und welche Kos-

ten entstehen, sind zum Zeitpunkt der Erstel-

lung dieser Hausmitteilung noch nicht abseh-

bar. Insgesamt sollte man sich bei diesen Indi-

viduallösungen immer die Frage stellen, inwie-

fern dies wirtschaftlich langfristig sinnvoll für 

den Gebäudeeigentümer, bzw. die Bewohner 

ist, da man sich weiterhin abhängig von einem 

Wärmelieferanten macht und der Einkauf somit 

nicht am freien Markt erfolgen kann. Für grö-

ßere Wohnanlagen allerdings könnte dies wie-

der relevant werden, da diese ihr eigenes klei-

nes „Kraftwerk“, bzw. ihre eigene große „Wär-

mepumpe“ erstellen können und somit wiede-

rum ein freier Stromeinkauf für die Wärme-

pumpe oder Brennstoffeinkauf für das Block-

heizkraftwerk möglich ist. 

 

Wie genau sich die Möglichkeiten in den nächs-

ten Jahren noch entwickeln und welche Kon-

zepte hier zu tragen kommen, erwarten wir mit 

viel Interesse, da auch von Seiten der Industrie 

sehr viel in diesem Bereich getan wird, um die 

Wärmewende in ganz Deutschland erfolgreich 

zu machen. 

 

Zu Beachten ist, dass aufgrund der Veröffentli-

chung der Wärmeplanung nunmehr auch di-

verse Pflichten aus dem Gebäudeenergiegesetz 

relevant werden, über die wir Sie – bei Bedarf 

– im Rahmen der Eigentümerversammlung bei 

den entsprechenden Sanierungen informieren 

werden. 

 

Diese Mitteilung dient Ihnen als Vorabinforma-

tion und zur Übermittlung der entsprechenden 

Links, damit Sie sich selbst ein Bild über die 

Vorhaben der Stadt Würzburg sowie der Stadt-

werke Würzburg AG machen können. 

 

Immobilienmarkt/Mietspiegel 

 

Ein weiterer fester Bestandteil unserer Haus-

mitteilung ist die Information über den Immo-

bilienmarkt und seit kurzer Zeit auch über den 

Mietspiegel der Stadt Würzburg. Auch hier 

möchten wir Ihnen dieses Jahr einige Informa-

tionen mit auf den Weg geben, damit Sie Markt-

geschehen aus unser Sicht kennen. 

 

Der Mietspiegel wurde zum 01.09.2025 fortge-

schrieben. Das bedeutet, dass der Mietspiegel 

anhand von Indexzahlen aktualisiert wurde. 

Eine detaillierte Überprüfung der tatsächlichen 

Mieten hat in dem Moment nicht stattgefunden. 

Der Index für die letzten zwei Jahren, in wel-

chen der Mietspiegel gültig war, beträgt  

5,25 %, um welchen Wert sich die Mietpreise 

erhöht haben. 

 

https://www.wuerzburg.de/themen/umwelt-klima/klimaundenergie/waermeplanung/fahrplan
https://www.wuerzburg.de/themen/umwelt-klima/klimaundenergie/waermeplanung/fahrplan
https://www.wuerzburg.de/themen/umwelt-klima/klimaundenergie/waermeplanung/fahrplan
https://www.wvv.de/energie-b2c/waermewende/
https://www.wvv.de/energie-b2c/waermewende/
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Allerdings wurde ebenfalls das Lärmverzeichnis 

aktualisiert, was dazu führt, dass eine 1:1-Um-

rechnung nicht möglich ist, sondern je nach 

Straßenzug wieder eine detaillierte Betrachtung 

vorgenommen werden muss. 

 

Den bekannten Onlinerechner gibt es weiterhin 

auf der Webseite der Stadt Würzburg unter 

 

https://www.wuerzburg.de/themen/bauen-

planen/tiefbau-verkehrswesen/mietspiegel 

 

Hier können Sie neben dem Onlinerechner aber 

auch eine Broschüre, sowie die Dokumentation 

der Fortschreibung einsehen. 

 

Die Stadt Würzburg verfolgt somit eine sehr 

transparente Darstellung des Mietspiegels, 

auch wenn diese nicht bei allen vermietenden 

Eigentümern immer gut ankommt, da die 

Preise nach wie vor auf einem geringeren Ni-

veau sind, als wie vor dem Mietspiegel zum Teil 

vermietet wurde. 

 

Wir sind jedoch weiterhin in der Verpflichtung, 

uns an den Mietspiegel zu halten und können 

daher nicht die vorgegebenen Preise aushebeln 

und zu erhöhten Preisen vermieten. 

 

Sollten Sie hierzu Rückfragen haben, steht 

Ihnen unsere Mietverwaltungsabteilung selbst-

verständlich gerne zur Verfügung. Dieses Ange-

bot gilt jedoch nur für Kunden aus der Mietver-

waltung und der Sondereigentumsverwaltung.  

 

Der Immobilienmarkt allgemein hat sich in 

Würzburg im letzten Jahr wieder leicht erholt. 

Hier konnte bei den angebotenen Preisen eine 

leichte Steigerung von etwas weniger als 5 % 

erzielt werden. Im Bereich des Häusermarktes 

sind die Preise jedoch leicht rückläufig (Quelle: 

Engel und Völkers-Webseite Immobilienpreis-

entwicklung). 

 

Im Rahmen der von uns verwalteten Wohnan-

lagen ist kein erhöhtes Verkaufsvolumen aufge-

fallen, jedoch merken wir im Speziellen, dass 

bei Wohnanlagen, bei welchen große Sanierun-

gen stattfinden und Sonderumlagen fällig wer-

den, häufiger Wohnungen verkauft werden. 

Dies hat sicherlich wirtschaftliche Gründe aber 

auch teilweise als Grund, dass in den Woh-

nungseigentümergemeinschaften eine sehr 

sparsame Rücklagenpolitik über die Jahre von 

Seiten der Eigentümergemeinschaft gewünscht 

war. Dies sollten Sie immer dabei bedenken, 

wenn es um große Sanierungen geht, dass hier 

ebenfalls die Rücklagenseite beachtet werden 

muss und mit einer stärkeren Rücklage sodann 

auch weniger Eigentümer teilweise gezwungen 

sind, ihre Wohnungen aus Liquiditätsgründen 

zu verkaufen. 

 

Insgesamt hört man aus der Branche im Be-

reich Wohnimmobilien, dass abgewartet wird, 

wie es sich mit dem Gebäudeenergiegesetz und 

den energetischen Auflagen von Seiten der Eu-

ropäischen Union, aber auch der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland weitergeht. Eine 

Unsicherheit ist nach wie vor im Markt vorhan-

den, da noch nicht final geklärt ist, wie es nun 

weitergeht und auch die Äußerung zum Gebäu-

deenergiegesetz in den letzten Monaten wieder 

sehr ruhig wurden und viele darauf warten, wie 

sich die Regierung unter dem Bundeskanzler 

Friedrich Merz hierzu stellen wird. 

 

Wichtige Urteile: 

 

1. WEG-Recht 

 

„Das habe ich doch in die Erhaltungsrück-

lage eingezahlt, also kann ich es auch ab-

setzen!“ 

 

Bei vielen Eigentümergemeinschaften kommt 

es bei großen Instandsetzungen, wie z. B. einer 

Fassadensanierung oder einer Sanierung des 

Daches zu einem hohen Finanzbedarf. Da die 

Rücklage hierfür oft nicht ausreicht, müssen 

immer wieder Sonderumlagen vom Verwalter 

erhoben werden, um den Finanzbedarf der Ge-

meinschaft zu decken. 

 

Hier stellt sich immer wieder die Frage, wann 

die Einzahlungen in die Erhaltungsrücklage – 

egal ob als Sonderumlage oder als Anteil des 

monatlichen Hausgeldes – als Werbungskosten 

vom vermietenden Eigentümer steuerlich gel-

tend gemacht werden können. 

 

Auch nach der Novellierung des Wohnungsei-

gentumsgesetzes im Jahr 2020 und der damit 

verbundenen vollen Rechtsfähigkeit von Eigen-

tümergemeinschaften bleibt der Bundesfinanz-

hof seiner bisherigen Rechtsprechung zum 

https://www.wuerzburg.de/themen/bauen-planen/tiefbau-verkehrswesen/mietspiegel
https://www.wuerzburg.de/themen/bauen-planen/tiefbau-verkehrswesen/mietspiegel
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Ansatz von Werbungskosten betreffend die Er-

haltungsrücklage treu. 

 

Mit seinem Urteil vom 14.01.2025 (Aktenzei-

chen: IX R 19/24) bekräftigt der BFH, dass ver-

mietende Eigentümer Einzahlungen in die Er-

haltungsrücklage der Gemeinschaft der Woh-

nungseigentümer nicht sofort mit Zahlung als 

Werbungskosten steuerlich geltend machen 

können, sondern erst, wenn die Mittel tatsäch-

lich für Erhaltungsmaßnahmen verwendet wer-

den. 

 

Maßgeblich ist somit nicht die Einzahlung des 

vermietenden Eigentümers in die Erhaltungs-

rücklage, sondern der Abfluss der Gelder aus 

dem Gemeinschaftsvermögen der Eigentümer-

gemeinschaft bei Zahlung der anfallenden 

Rechnungen für die Sanierung. 

 

„Ich kann doch unmöglich mit Kosten be-

lastet werden, die ich früher nicht tragen 

musste!“ 

 

Bereits in unseren letzten beiden Hausmittei-

lungen berichteten wir über die Möglichkeit des 

§ 16 Abs. 2 WEG, Kosten anders zu verteilen 

als in der Gemeinschaftsordnung vorgesehen. 

 

In der letzten Hausmitteilung kamen wir zu 

dem Ergebnis, dass die Möglichkeit einer ab-

weichenden Kostenverteilung erst noch ihren 

Weg in die Versammlung der Wohnungseigen-

tümer finden muss. 

 

Ein Jahr später können wir sagen, dass es zwi-

schenzeitlich schon viele Entscheidungen zu 

diesem Thema gibt.  

 

Eine Frage zu diesem Thema, mit der sich der 

Bundesgerichtshof im Jahr 2025 beschäftigen 

musste, war die Frage, ob Eigentümer erstma-

lig mit Kosten belastet werden können, zu de-

ren Tragung sie vorher gemäß Gemeinschafts-

ordnung nicht verpflichtet waren. In dem zu 

entscheidenden Fall sollten die Kosten für eine 

Tiefgaragensanierung von allen Wohnungsei-

gentümern getragen werden und nicht nur (wie 

in der Gemeinschaftsordnung festgelegt) von 

den Eigentümern mit Stellplätzen in der Tiefga-

rage. Durch den Beschluss sollten also Eigentü-

mer, die über keinen Stellplatz in der Tiefga-

rage verfügen, erstmalig mit Kosten, die 

ausschließlich die Tiefgarage betreffen, belastet 

werden. In seinem Urteil vom 14.02.2025 (Az. 

V ZR 236/23) kommt der BGH zu der Entschei-

dung, dass es bei einer, in der Gemeinschafts-

ordnung vereinbarten unterschiedlichen Kos-

tenverteilung für verschiedene Objektteile in 

der Regel ordnungsmäßiger Verwaltung wider-

spricht, wenn sich durch Beschluss auch die üb-

rigen Wohnungseigentümer an Kosten beteili-

gen sollen, obwohl sie an dem betreffenden Ge-

bäudeteil gar keinen Gebrauch haben. Der BGH 

kommt zu dem Ergebnis, dass ein Beschluss, 

der von der vereinbarten Kostentrennung ab-

weicht, in dem er die übrigen Wohnungseigen-

tümer erstmals mit Kosten belastet, in der Re-

gel eine, mit den Grundsätzen ordnungsmäßi-

ger Verwaltung unvereinbare ungerechtfertigte 

Benachteiligung der zuvor von Kosten befreiten 

Wohnungseigentümern zur Folge hat. In dieser 

Fallkonstellation bedarf es eines sachlichen 

Grundes, damit die Kosten auf alle Wohnungs-

eigentümer verteilt werden dürfen. 

 

Durch diese Entscheidung wird wieder der Stel-

lenwert der Gebrauchsmöglichkeit durch die Ei-

gentümer unterstrichen, der bei der Änderung 

der Kostenverteilung von großer Bedeutung ist. 

 

 

„Muss ich wirklich die komplette Jahres-

abrechnung anfechten?“  

 

In seinem Urteil vom 11.04.2025 (Az. V ZR 

96/24) hatte der BGH zu entscheiden, inwieweit 

ein Beschluss über die Einforderung von Nach-

schüssen oder die Anpassung der Vorschüsse – 

auch teilweise angefochten bzw. für ungültig 

erklärt werden kann. Im Hinblick auf den Streit-

wert und damit auf die Kosten des Verfahrens 

ist diese Frage von entscheidender Bedeutung.  

Seit der Novellierung des Wohnungseigentums-

gesetzes war dies strittig, da Beschlussgegen-

stand nicht mehr die Jahresabrechnung als 

Ganzes (einschließlich des zugrundeliegenden 

Zahlenwerks) ist, sondern nur noch die Zahl am 

Ende, sprich die Guthaben- bzw. Nachzahlungs-

beträge.  

 

Nach Ansicht des BGH ist dies jedenfalls dann 

möglich, wenn die Abrechnungsspitze eine 

rechnerisch selbstständige und abgrenzbare 

fehlerhafte Kostenposition enthält und anzu-

nehmen ist, dass die Wohnungseigentümer den 
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Beschluss auch mit dem unbeanstandet geblie-

benen Teil gefasst hätten. Bei dem zu entschei-

denden Fall wurde eine Entnahme aus der Er-

haltungsrücklage auch in die Abrechnung ein-

gestellt. Derartige Entnahmen sind jedoch ver-

teilungsneutral und dürfen nicht in die Abrech-

nungsspitze einfließen, da anderenfalls die Ei-

gentümer mit diesem Betrag doppelt belastet 

würden. 

 

Nach Ansicht des BGH war somit nur dieser Teil 

des Beschlusses für ungültig zu erklären.  

 

Die Entscheidung des BGH ist aber auch  aus 

prozessökonomischer Sicht nachvollziehbar. 

Anderenfalls könnte jeder noch so kleine be-

tragsrelevante Fehler zur Gesamtungültigkeit 

des Beschlusses führen. Die Eigentümer müss-

ten dann erneut über sämtliche Kostenpositio-

nen beschließen – mit der Folge, dass der Be-

schluss ein weiteres Mal mit neuen Begründun-

gen angefochten werden könnte.  

 

2. Mietrecht  

 

„Der Mieter muss raus – egal wie!“  

Die Wohnung stellt regelmäßig den Lebensmit-

telpunkt dar. Deswegen ist die Wohnung auch 

besonders rechtlich geschützt. Dies führt dazu, 

dass z. B. ein Mieter seinen Mietvertrag inner-

halb der gesetzlichen Kündigungsfrist von drei 

Monaten ohne die Nennung von Gründen kün-

digen kann: der Vermieter dagegen bedarf für 

die Kündigung regelmäßig einen Kündigungs-

grund. Hier gibt es nur wenige Ausnahmen, die 

es einem Vermieter ermöglichen, ein Wohn-

raummietverhältnis ohne die Nennung von 

Gründen zu kündigen (z. B. Einliegerwohnun-

gen). 

 

Wenn es nun darum geht, einen „unliebsamen“ 

Mieter aus der Wohnung zu bekommen, ist ei-

nigen Vermietern fast  jedes Mittel recht und 

viele sind sich hierbei jedoch nicht der scha-

densersatzrechtlichen Konsequenzen bewusst, 

z. B. bei einer vorgetäuschten Eigenbedarfs-

kündigung. 

  

In seiner Entscheidung vom 28.02.2024 (Az. 66 

S 178/22) hat das LG Berlin die Möglichkeiten 

des früheren Mieters, von seinem ehemaligen 

Vermieter eine Entschädigung für den 

vorgetäuschten Eigenbedarf zu erhalten, noch 

erweitert.  

 

Nach Ansicht des LG Berlin steht dem gekün-

digten Mieter, z. B. bei einer vorgetäuschten Ei-

genbedarfskündigung, ein Anspruch auf Aus-

kunft gegen den Vermieter zu, welche Miete 

dieser vom neuen Mieter erhält. Diese Informa-

tion ist erforderlich für die Geltendmachung ei-

nes möglichen Anspruchs, den vom Vermieter 

laufend erzielten Mehrerlös zu verlangen – also 

die bei der Neuvermietung erzielte zusätzliche 

Miete.  

 

Nicht nur, dass der Vermieter im Falle des 

nachweisbaren vorgetäuschten Eigenbedarfs 

dem früheren Mieter die durch den Umzug ent-

standenen Kosten ersetzen muss, er muss dem 

früheren Mieter auch den Mehrerlös an Miete 

auszahlen. 

 

„Auswählen“ ist nicht gleich „Aushandeln“ 

Viele Regelungen, die sich Vermieter wün-

schen, können nicht wirksam durch Formular-

Mietverträge vereinbart werden. Deswegen 

versuchen Vermieter oft, individualvertragliche 

Regelungen mit dem Mieter abzuschließen. 

Doch dabei ist Vorsicht geboten. 

 

In seinem Beschluss vom 08.04.2025 (Az. VIII 

ZR 245/22) stellt der BGH nochmals klar, dass 

es für ein „Aushandeln“ nicht ausreicht, wenn 

der Mieter zu einem Thema zwei Wahlmöglich-

keiten hat, zwischen denen er sich entscheiden 

kann.  

 

Von einem „Aushandeln“ kann vielmehr nur 

dann gesprochen werden, wenn der Vermieter 

zunächst den in seinen AGB enthaltenen soge-

nannten „gesetzesfremden Kerngehalt“ inhalt-

lich ernsthaft zur Disposition stellt und dem 

Verhandlungspartner die reale Möglichkeit ein-

räumt, die Ausgestaltung der Vertragsbedin-

gungen zu beeinflussen. 

 

Der Vermieter muss sich also deutlich und 

ernsthaft zur gewünschten Änderung einzelner 

Klauseln bereit erklären. An dieser ernsthaften 

Bereitschaft mangelt es allerdings in den meis-

ten Fällen. Ein „Aushandeln“ sollte zudem voll-

umfänglich protokolliert werden. 
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„Jetzt raucht er schon wieder!“  

Rauchen stellt in Mietwohnanlagen immer wie-

der ein erhebliches Problem dar. Die rauchen-

den Bewohner wollen ihrer Lust auf das Rau-

chen oft uneingeschränkt nachkommen kön-

nen. Nichtrauchende Mitbewohner fühlen sich 

durch den Rauch regelmäßig in der Nutzung ih-

rer Wohnung beeinträchtigt.  

 

Hier stellt sich die Frage, in welchem Umfang 

der Vermieter Mieter gegen Störungen im Ge-

brauch, insbesondere auch durch andere Mie-

ter, im möglichen und zumutbaren Umfang 

schützen muss.  

 

Mit dieser Problematik musste sich das Landge-

richt Paderborn in seinem Urteil vom 

20.11.2024 – Az. 51 C 172/24 – beschäftigen.  

 

In seiner Entscheidung kam das Landgericht 

Paderborn zu der Entscheidung, dass der Ver-

mieter jedenfalls nicht einschreiten muss, wenn 

der Gebrauch der Mietsache nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt ist.  

 

Auf der anderen Seite ist nach Ansicht des Ge-

richts ein deutlich (intensiv) wahrnehmbarer 

Rauch grundsätzlich als eine wesentliche Beein-

trächtigung anzusehen. Dies gilt auch für den 

Fall, wenn die Beeinträchtigung nur für die 

Dauer einer Zigarette eintritt.  

 

Einem möglichen Unterlassungsanspruch des 

einen Mieters steht jedoch das Recht des rau-

chenden Mieters gegenüber, seine Wohnung 

vertragsgemäß nutzen zu dürfen, wozu grund-

sätzlich auch das Rauchen in der Wohnung und 

auf dem Balkon gehört, da nach Ansicht des 

Bundesgerichtshofs Rauchen in Deutschland 

noch ein sozialadäquates Verhalten darstellt.  

 

Es müssen also diese beiden Rechte der jewei-

ligen Mieter gegeneinander abgewogen wer-

den.  

 

Maßgeblich ist dabei jedoch nicht die subjektive 

Empfindlichkeit des vom Rauch betroffenen 

Mieters, sondern das Empfinden eines verstän-

digen Durchschnittsmenschen.  

 

Auch wenn – wie oben ausgeführt – kurzzeitig 

intensiver Rauch eine wesentliche Beeinträchti-

gung darstellen kann, so begründet eine solche 

Beeinträchtigung nicht automatisch einen An-

spruch auf vollständige Unterlassung des Rau-

chens.  

 

Es ist also vielmehr ein angemessener Aus-

gleich zwischen dem Besitzrecht des gestörten 

Mieters und dem grundrechtlich geschützten 

Nutzungsrecht des rauchenden Mieters erfor-

derlich. Sollte keine Einigung zwischen den Par-

teien gefunden werden, so kann etwa durch 

eine zeitliche Gebrauchsregelung festgelegt 

werden, wann die rauchende Partei auf dem 

Balkon rauchen darf und wann sie dies zu un-

terlassen hat, damit die andere Partei z. B. die 

Möglichkeit hat, ihre Wohnung zu lüften, ohne 

Gefahr zu laufen, dass bei geöffneter Balkon-

türe der Rauch des Mieters der Wohnung da-

runter in die eigene Wohnung zieht.  

 

Bei derartigen Sachverhalten sollte also der 

Vermieter versuchen, eine mit beiden Mietpar-

teien vertretbare zeitliche Gestaltungsregelung 

zu finden, da auch ein Rechtsstreit in der Regel 

zu keinem anderen Ergebnis führen wird, son-

dern nur zu Kosten. 

 

Inforeihe Wohnungseigentums- und Miet-

recht von A-Z 

 

Wie bereits in den letzten Jahren auch, wollen 

wir Ihnen hier in unserer Inforeihe zum Woh-

nungseigentumsrecht von A-Z einige wichtige 

Aspekte des Wohnungseigentumsrechts näher-

bringen. Zudem haben wir uns dazu entschlos-

sen, auch wichtige Aspekte aus dem Mietrecht 

mit anzusprechen, da doch eine Vielzahl der Ei-

gentümer auch Vermieter sind. 

 

1. Einbehalt eines Zweitschlüssels auf Vermie-

terseite zulässig oder nicht: 

 

In der Regel kennt der vermietende Eigentümer 

neue Mieter nicht näher und weiß somit auch 

nicht, wie die neuen Mieter eventuell mit dem 

eigenen vermieteten Eigentum umgehen. Da 

Mieter auch nicht immer jeden Tag im Jahr in 

der Wohnung anwesend sind, befürchten viele 

Vermieter zudem, in einem Notfall keinen Zu-

tritt zur vermieteten Wohnung zu haben und 

sind deswegen der Meinung, dass sie berechtigt 

sind, einen Zweitschlüssel für die Wohnung ein-

zubehalten. 
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Hier ist die Rechtslage jedoch unmissverständ-

lich. Auch wenn der Vermieter weiterhin Eigen-

tümer der Wohnung ist, ist er nicht berechtigt, 

einen Zweitschlüssel zur Wohnung für sich zu 

behalten. Der Grund liegt darin, dass mit der 

Vermietung der Wohnung das Nutzungsrecht 

der Wohnung auf den Mieter übertragen wird. 

Somit liegt das Hausrecht nicht mehr beim Ei-

gentümer der Wohnung als Vermieter, sondern 

beim Mieter selbst. 

 

Es liegt somit allein in der Entscheidungsbefug-

nis des Mieters, festzulegen, wer wann in seiner 

Wohnung ein- und ausgeht. 

 

Dies setzt zwingend voraus, dass der Vermieter 

bei Wohnungsübergabe sämtliche Wohnungs-

schlüssel an den Mieter übergeben muss. Aller-

dings geben die Gestaltungsmöglichkeiten des 

Mietvertrages den Vermieter die Möglichkeit im 

Mietvertrag zu regeln, dass ein Zweitschlüssel 

beim Vermieter verbleibt. Hiermit muss der 

Mieter aber ausdrücklich einverstanden sein 

und dem zustimmen. 

 

Allein die Aufnahme einer Klausel im Mietver-

trag, dass ein Schlüssel beim Vermieter ver-

bleibt, ist hierfür nicht ausreichend. Der Mieter 

muss die tatsächliche Wahlmöglichkeit haben 

zu entscheiden, ob er damit einverstanden ist, 

dass ein Zweitschlüssel beim Vermieter ver-

bleibt oder eben nicht. Aus diesem Grund emp-

fiehlt es sich, hier entweder eine Zusatzverein-

barung zum Mietvertrag zu fertigen oder unter 

„sonstige Vereinbarungen“ eine wirklich ausge-

handelte Vereinbarung mit aufzunehmen aus 

der klar hervorgeht, dass es dem Mieter frei-

stand, dieser Regelung zuzustimmen und dass 

er die entsprechende Erlaubnis auch erteilt hat.   

 

Sollte der Mieter zustimmen, bedeutet dies na-

türlich nicht, dass der Vermieter ohne Zustim-

mung des Mieters jederzeit die Wohnung betre-

ten darf.  

 

Sollte der Mieter damit nicht einverstanden 

sein, stellt sich dann regelmäßig die Frage, ob 

für Notfälle, wie z. B. einem Rohrbruch oder 

dem Alarm eines Rauchwarnmelders, eine Aus-

nahme gegeben ist, die Wohnung zu betreten. 

 

Vorweg gilt, dass der Vermieter sich natürlich 

auch bei Notfällen nicht mit einem heimlich 

einbehaltenen Schlüssel Zutritt zur Wohnung 

verschaffen darf. 

 

Dem Vermieter muss klar sein, dass bei unbe-

fugtem Betreten der Wohnung mit einem über-

gebenen oder einbehaltenen Zweitschlüssel der 

Mieter eventuell zur außerordentlichen Kündi-

gung des Mietverhältnisses berechtigt ist. Zu-

dem macht der Vermieter sich natürlich des 

Tatbestandes des Hausfriedensbruchs strafbar. 

 

Liegt tatsächlich ein Notfall vor und ist der Mie-

ter nicht erreichbar, so kann sicherlich mit ei-

nem berechtigt einbehaltenen Zweitschlüssel 

die Wohnung betreten werden. Ebenfalls kann, 

wenn kein Zweitschlüssel beim Vermieter ver-

bleibt, in einem solchen Notfall sicherlich die 

Wohnungstüre aufgebrochen werden, um in ei-

nem wirklichen Notfall die Wohnung zu betre-

ten. Ein solches Betreten der Wohnung wird re-

gelmäßig kein Kündigungsrecht des Mieters 

auslösen und auch keine Strafbarkeit des Ver-

mieters wegen Hausfriedensbruch nach sich 

ziehen. Es muss aber auch ein wirklicher Notfall 

vorliegen. 

 

Oft wird versucht, die Misere dadurch zu lösen, 

dass Mieter im Mietvertrag verpflichtet sind, bei 

Abwesenheit einen Wohnungsschlüssel beim 

Vermieter zu hinterlegen. Hierzu ist zu sagen, 

dass Mieter selbstverständlich nicht verpflichtet 

sind, während ihrer Abwesenheit einen Woh-

nungsschlüssel beim Vermieter abzugeben. 

Dass eine solche Vorsichtsmaßnahme sinnvoll 

ist, liegt auf der Hand, weswegen eventuell ein-

vernehmlich eine Zwischenlösung gefunden 

werden kann, dass der Schlüssel bei einer Per-

son des Vertrauens des Mieters hinterlegt und 

der Vermieter darüber informiert wird, bei wem 

der Zweitschlüssel in Notfällen während der Ab-

wesenheit des Mieters hinterlegt ist. 

 

Um hier im Nachhinein Streitigkeiten zu ver-

meiden, sollte der Punkt bezüglich der Hinter-

legung eines Zweitschlüssels beim Vermieter 

oder einer dritten Person bereits bei Abschluss 

des Mietvertrages mit dem Mieter diskutiert 

und eine für beide Seiten vertretbare Lösung 

gefunden werden. 
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2. Das faktische Sondernutzungsrecht durch 

Beschlussfassung nach §§ 20 und 21 WEG 

 

Das Wohnungseigentumsrecht kann einem ein-

zelnen Eigentümer die Befugnis einräumen, be-

stimmte Flächen und Gebäudeteile des gemein-

schaftlichen Eigentums alleine zu nutzen und 

dabei alle anderen Wohnungseigentümer von 

jeglicher Nutzungsmöglichkeit dieser bestimm-

ten Flächen oder des Gebäudeteils auszuschlie-

ßen. Eine solche Befugnis eines einzelnen Ei-

gentümers wird als Sondernutzungsrecht be-

zeichnet. Beispiele für Sondernutzungsrechte 

sind regelmäßig Stellplätze, Gartenflächen, 

aber auch Kellerabteile oder Dachböden. Die 

entsprechenden Flächen gehören weiterhin 

zum gemeinschaftlichen Eigentum und unter-

liegen damit auch weiterhin der Verwaltung 

durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentü-

mer. 

 

Die meisten Sondernutzungsrechte werden be-

reits in der Teilungserklärung begründet. Je-

doch besteht auch die Möglichkeit, durch eine 

entsprechende Vereinbarung aller Wohnungsei-

gentümer weitere Sondernutzungsrechte ein-

zelner Eigentümer zu vereinbaren. Ein Mehr-

heitsbeschluss zur Begründung eines Son-

dernutzungsrechts ist jedoch nicht möglich. Ein 

solcher Beschluss wäre mangels Beschlusskom-

petenz der Wohnungseigentümer nicht nur an-

fechtbar, sondern nichtig. Eine Ausnahme gilt 

nur für die Fälle, bei denen eine Öffnungsklau-

sel in der Gemeinschaftsordnung die Begrün-

dung eines Sondernutzungsrechtes durch 

Mehrheitsbeschluss ausdrücklich regelt. 

 

Nach neuem Recht kann z. B. aber ein Eigentü-

mer beantragen, dass ihm als privilegierte bau-

liche Maßnahme z. B. die Errichtung eines Auf-

zuges auf eigene Kosten gestattet wird. Dieser 

Aufzug muss regelmäßig auf einer gemein-

schaftlichen Fläche errichtet werden und er darf 

nur von dem Eigentümer genutzt werden, der 

ihn bezahlt. Dies bedeutet, dass eigentlich für 

die Fläche, auf der der Aufzug gebaut wird, fak-

tisch ein Sondernutzungsrecht durch die Ge-

nehmigung der baulichen Maßnahme begrün-

det wird. 

 

Die Fläche steht nach Bau des Aufzuges allein 

dem Eigentümer zur Verfügung, dem der Auf-

zug genehmigt wurde. Durch den Bau des 

Aufzuges sind alle anderen Eigentümer hin-

sichtlich der Nutzung dieser Fläche ausge-

schlossen. 

 

Vor Inkrafttreten des neuen Wohnungseigen-

tumsrechts zum 01.12.2020 war aufgrund ei-

ner entsprechenden BGH-Entscheidung aus 

dem Jahr 2017 einheitliche Meinung, dass ein 

Beschluss über bauliche Veränderungen, die zu 

einem faktischen Sondernutzungsrecht einzel-

ner Eigentümer führen, nicht wirksam gefasst 

werden kann. 

 

Doch wie sieht die Situation nun nach dem 

neuen Wohnungseigentumsrecht aus? Kommen 

wir zurück auf den oben geschilderten Fall mit 

dem Aufzug. 

 

Wenn nunmehr aber ein einzelner Eigentümer 

im Hinblick auf eine privilegierte bauliche Maß-

nahme das Recht hat, eine Teilfläche des ge-

meinschaftlichen Eigentums für sich in An-

spruch zu nehmen, so muss die damit einher-

gehende Entstehung eines faktischen Son-

dernutzungsrechts durch Beschluss möglich 

sein. So sieht es auch das Landgericht München 

I in seinem Beschluss vom 04.07.2023 (AZ: 1 

S 5214/23 WEG). Nach Entscheidung des LG 

München I gebühren die Nutzungen des nach 

den §§ 20, 21 WEG baulich veränderten ge-

meinschaftlichen Eigentum nur demjenigen 

Wohnungseigentümer, der auch die Kosten zu 

tragen hat. Die in den §§ 20 und 21 WEG vor-

gesehenen Beschlusskompetenzen ermöglicht 

somit die Schaffung eines faktischen Son-

dernutzungsrechts. 

 

In seinen Gründen führt das Landgericht Mün-

chen I aus, dass das WEMoG in den §§ 20 und 

21 WEG ein neues System der baulichen Ver-

änderung geschaffen hat. Eine der gesetzgebe-

rischen Wertentscheidungen dabei war es, be-

stimmte bauliche Veränderung zu privilegieren, 

siehe § 20 Abs. 2 WEG. Für Maßnahmen der 

Barrierereduzierung, der Elektromobilität, des 

Einbruchsschutzes und des Glasfaserausbaus 

(und neu auch für die Steckersolargeräte) 

braucht es nicht einmal den Willen der Mehr-

heit. Jeder Eigentümer kann diese Maßnahmen 

auf seine Kosten verlangen, bedarf hierfür je-

doch eines Beschlusses. Das WEMoG schafft so-

mit erstmals geschriebene Individualansprüche 

auf bestimmte Baumaßnahmen. Nach Ansicht 
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des Landgerichts München I wird der Anspruch 

auf privilegierte Maßnahmen auf „angemessen“ 

bauliche Veränderungen beschränkt. Dieses 

Merkmal hat die Funktion, im Einzelfall unange-

messene Forderungen zurückweisen zu kön-

nen. Was Unangemessen ist, soll nach der Ge-

setzesbegründung im Einzelfall unter Berück-

sichtigung aller Umstände entschieden werden. 

 

Wenn also nun eine solche bauliche Maßnahme 

als angemessen zu qualifizieren ist, kann sie ja 

nicht dadurch ausgehebelt werden, dass man 

sagt, dass durch die Errichtung des Aufzuges 

durch Beschluss faktisch ein Sondernutzungs-

recht des einzelnen berechtigten Eigentümers 

geschaffen wird, dies aber unzulässig sei. Da-

mit wären solche Maßnahmen von vorneherein 

nicht der Beschlussfassung zugänglich. Dies 

würde also den gesetzgeberischen Willen ent-

gegenstehen.  

 

 

Ausblick 2026 

 

Wir hoffen, dass wir Ihnen mit unseren Ausfüh-

rungen über die letzten Seiten viele nützliche 

Informationen aufgezeigt haben und blicken 

mit voller Vorfreude in das Jahr 2026. Es wird, 

wie auch in den letzten Jahren, sicherlich kein 

Jahr werden, in dem wir uns alle zurücklehnen 

können und wir nicht mit großartigen Änderun-

gen konfrontiert werden, aber diese werden 

sich vor allem in den Hauptbereichen, die wir 

nunmehr angesprochen haben, stattfinden. 

 

Das gesamte Team der Hemrich Hausverwal-

tungs-KG freut sich über die Zusammenarbeit 

mit Ihnen im Jahr 2026 und bereitet bereits 

heute alles vor, um die anstehenden Herausfor-

derungen gemeinsam mit Ihnen zu meistern. 

 

Um all diese Herausforderungen zu meistern, 

sind wir weiterhin auf der Suche nach Kollegin-

nen und Kollegen, um auch unser Wachstum 

weiter bestreiten zu können. Sind Sie auf der 

Suche nach einer neuen Tätigkeit oder kennen 

jemanden, welcher sehr gut in unser Team pas-

sen würde und sich für Immobilien begeistert, 

schauen Sie gerne auf unsere Webseite unter 

der Rubrik „Karriere“ nach, welche Stellen frei 

sind. Die Immobilienverwaltungsbranche wan-

delt sich sehr stark und wir freuen uns über 

Verstärkung, um die hohe Zahl der 

Kundenanfragen besser bestreiten zu können 

und weitere Verwaltungen in unser Portfolio 

aufzunehmen. 

 

Unser Grundsatz soll auch in 2026 lauten: 

 

„Wir wollen nicht nur ver-

walten, sondern auch ge-

stalten.“ 
 
 

Ihre 
 

 
 
 
                       

                    Hausverwaltungs-KG  
 

 
 

Bei der Erstellung mitgewirkt haben: 

Frau Gertrud Hemrich 

Herr RA Gerd Vogl 
Herr Jochen Rumpel 
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